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/ i ) U  fangen m t i ic  ^ z c is c  mebcz ein?
Wirtsdiaftspolitisdie Exponenten beantworten diese Frage

Eine Lanze für „unorthodoxe" Konjunkturpolitik

W ir erleben heute den Versudi, 
K onjunkturpolitik mit psy- 

diologisdien M itteln zu treiben. Das 
ha t unter einigen Leuten Kopf- 
sd iü tteln  hervorgerufen; bei den 
einen, weil sie meinen, so etwas 
sei n id it m arktwirtsdiaftlidi, und 
bei den ändern, weil sie meinen, 
dam it käm e man nidit an die tat- 
sädilidien Ursadien der gegen­
w ärtigen konjunkturellen Situation 
heran, diese aber gelte es zu be­
einflussen.

Das ist beides wohl ein wenig 
zu abstrakt gedadit. Im M arktpro­
zeß spielen die Besdilüsse von kol­
lektiven M arktparteien keineswegs 
nur eine Statistenrolle, wenn sie 
audi regelmäßig „mit dem Markt" 
und n id it gegen ihn getroffen wer­
den. Sollte es in einer Marktwirt­
sdiaft n id it zulässig sein, diesen 
Kollektivorganisationen gelegent- 
lid i klar zu madien, w eldie Kon­
sequenzen dieses oder jenes Ver­
halten haben wird? Und sollte nidit 
die psydiologisdi gesetzte Hem­
mung, eine M arktposition völlig 
auszunützen, audi das güterwirt- 
sdiaftlidie Gesdiehen beeinflussen, 
z. B. über die Bestellungen, die be­
absiditigte Vorratshaltung oder 
andere Größen?

M äßigung a ls G rundsatz
W as den Bundeswirtsdiaftsmini- 

ster veranlaßt, seine — wie er es 
nennt — „Seelenmassage" zu be­
treiben, ist weniger eine bereits 
vorhandene Übersteigerung der 
konjunkturellen Entwidclung als 
vielm ehr seine Befürditung, die 
M arktparteien könnten sidi durdi 
die konjunkturelle Situation dazu 
verleiten lassen, möglidist viel für

sidi aus ihr „herauszuholen“; dann 
aber würde die in jeder Hinsidit 
so erfreulich starke w irtsdiaftlidie 
Expansion in eine Preishausse aus- 
wudiern. Um das zu vermeiden, 
rid itet er seinen Appell zur Mäßi­
gung an alle am W irtsdiaftspro- 
zeß Beteiligten. Für die einen heißt 
das; keine Preiserhöhungen vor­
zunehmen und die Preise dort zu 
senken, wo es die dank der M en­
genkonjunktur erzielte Kostende­
gression gestattet; für die ändern 
heißt das: in den Lohnforderungen 
auf das Gebot der Preisstabilität 
Rüdcsidit zu nehmen; und für die 
öffentlidie Hand heißt das: Auf­
träge an überbeansprudite W irt- 
sdiaftszweige aufzusdiieben.

Es w äre sidier unrealistisdi, zu 
glauben, daß in einer Angebots- 
Nadifrage-Situation wie der gegen­
w ärtigen eine allgemeine Preis­
senkung möglidi wäre. Die Preise 
werden in der überwiegenden Zahl 
der Fälle ja  wohl nidit „gemadit", 
sondern sind das Ergebnis eines 
anonymen M arktprozesses; sie sind 
n idit durdi Besdilüsse zu ver­
ändern. Aber es ist etwas anderes, 
ob auf solchen W ettbewerbsm ärkten 
unter den Anbietern eine allge­
meine Stimmung besteht, daß 
höhere Preise von den Abnehmern 
hingenommen werden, oder ob 
einer solchen verführerischen Stim­
mung die psychologische Hemmung 
des Ungesunden oder gar des V er­
antwortungslosen entgegengestellt 
wird. W as nun jene Preise anbe­
langt, die mehr durch Einzel­
oder Kollektivbeschluß gemacht 
werden — es sei beispielsweise 
an die Stromtarife, den M ildipreis

oder an das kürzlidie Angebot 
der eisensdiaffenden Industrie ge­
dacht —, so w ürden wohl in vielen 
Fällen Preissenkungen möglidi sein 
oder angeblich längst fällige Preis­
erhöhungen unterbleiben können.
Ist „G em eingeist“  noch lebendig?

Die entsdieidende Frage für das 
Gelingen dieses neuartigen V er­
suchs unorthodoxer Konjunktur­
politik liegt darin, ob sich eine 
ausreichend breite Gemeinsamkeit 
der Ideen und Absichten sowohl 
bei den staatlichen und anderen 
öffentlidien Stellen als audi bei 
den kollektiven M arktparteien und 
den wirtschaftlidien Individuen 
entwidielt. W enn jeder für eine 
wirtschaftliche Handlung V erant­
wortliche glaubt, die ändern wür­
den es schon richtig machen und 
er könnte ruhig sein Schäfchen ins 
Trockene bringen, so w ird man für 
den Erfolg skeptisch sein müssen. 
Ohne den vielberufenen Gemein­
geist wird es nicht gehen; hoffen 
wir nur, daß wir ihn aufbringen.

Aber reicht diese psychologische 
Konjunkturpolitik bis an die ma­
teriellen Ursachen unseres so kräf­
tigen konjunkturellen Aufschwungs 
und seiner Gefahren zur Überstei­
gerung heran? Auch bei dieser 
Frage sollte man sich etwas von 
alten V orstellungen freimachen. 
Es geht ja  nicht darum, die Kon­
junktur zu bremsen, sie auf ein 
bescheideneres Maß zurückzuführen, 
sondern es geht im Gegenteil dar­
um, die expansiven Kräfte auf 
lange Sicht zu erhalten. Der unbe­
einflußte Versuch jeder M arkt­
partei, aus der Situation das Beste 
für sich herauszuholen, würde 
nichts anderes als eine erneut in­
tensivierte Nachfrage nach den in-

A lle  in  d er A b te ilu n g  „Zeitgespräch“ veröffentlichten B eiträge s in d  fr e ie  M einungsäußerungen von P er­
sönlichkeiten aus W irtschaft und P o litik  und von in- und ausländischen M itarbeitern . S ie en thalten  keine 
Stellungnahm e d er  R edaktion  und sind keine offiziösen  Ä ußerungen  der herausgebenden Institu tionen.
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zwisdien voll besdiäftigten A rbeits­
kräften und voll ausgelasteten Ka­
pazitäten bedeuten. N adi früheren 
Erfahrungen w ird aber über die 
dadurdi eintretende Preishausse 
jene ungleidigewiditige Entwidc­
lung in der Verwendung der pro­
duktiven Kräfte hervorgerufen, die 
dem Rüdtsdilag vorausgeht. Der 
eigentlidie Erfolg der psydiologi- 
sdien K onjunkturpolitik läge • des­
halb in der Tatsadie, daß sie die 
Gefahr einer übermäßigen und un- 
gleidigewiditigen Beansprudiung 
der produktiven Kräfte zu besei­
tigen wußte.

L ohnstop
ist kein  geeignetes Instrum ent!
Darum kann audi ein Lohnstop 

nidit als geeignetes Instrum ent der 
Konjunkturpolitik angesehen wer-

den, denn er würde die Tendenz 
zum Ungleidigewidit zw isdien In­
vestition und V erbraudi eher för­
dern. Dem steht n idit entgegen, daß 
die Forderung nadi Maflhalten audi 
für die Tarifpartner gilt, in einer 
konjunkturellen Situation, in der 
der Produktivitätszuwadis wenig­
stens zum Teil durdi die Erhöhung 
der Investitionsquote des Sozial­
produkts in Ansprudi genommen 
wird. Aber mit der Reduzierung 
dieser Q u o t e  und weniger des 
I n v e s t i t io n s v o lu m e n s ,  also in 
einer neuen Konstellation der kon­
junkturellen Kräfte, werden Lohn­
erhöhungen möglidi und vielleidit 
erforderlidi sein, die jetzt w e­
nigstens zum Teil zurüdczustellen 
den Gewerksdiaften nahegelegt 
wird. (G)

„Die Unternehmer sind guten Willens"

]^ a d i der „alten" konjunkturtheo- 
retisdien Sdiule sind mit einem 
Aufsdiwung untrennbar Preisstei­
gerungen verbunden, und die Preise 
erschienen lange Zeit als das nahe­
zu zuverlässigste Konjunktursym- 
ptom. Es ist nodi n id it lange her, 
daß audi Bundeswirtsdiaftsminister 
Erhard erklärte; „Das ist ja  gerade 
das Geheimnis der M arktw irt­
sdiaft . . . ,  daß sidi in ihr sozusagen 
täglidi und stündlidi die Anpas­
sungsprozesse vollziehen, die A n­
gebot und Nadifrage, Sozialprodukt 
und Volkseinkommen sowohl in 
quantitativer als audi in qualita­
tiver Beziehung zu riditiger Ent- 
sprediung und zum A usgleidi brin­
gen“. Das w ar damals als A rgu­
ment gegen Kartelle gedadit, von 
denen ja  bekannt ist, daß ihre all­
gemeine Preispolitik in der Regel 
auf die Verminderung übermäßiger 
Preissdiwankungen nad i unten 
u n d  nad i oben gerid itet ist.

Indes werden nur Pedanten Er­
hard einen Vorwurf daraus madien, 
daß er seine W irtsdiaftspolitik nidit 
starr an die K onjunkturtheorie an­
lehnt, sondern versudit, eine Preis- 
entwidclung, die über kurz oder 
lang zu einem konjunkturellen 
Rüdssdilag führen muß, reditzeitig 
aufzufangen. Da ihm in der M arkt­
w irtsdiaft nur „m arktgeredite" Mit­
tel zur Verfügung stehen, ist das 
gewiß nicht leidit, aber des guten

W illens der Unternehmer kann der 
M inister bei seinem Vorhaben 
sicher sein.

R ela tiv itä t des 
P roduktivitä tsbegriffs

Nun ist freilidi der Preis keine 
Größe, die frei im Raume sdiwebt 
und beliebig manipuliert werden 
kann. Er ist n id it nur das Ergebnis 
von Angebot und Nachfrage, son­
dern ist auch abhängig von den 
Kosten. Präsident Berg hat in seiner 
Hamburger Rede eindringlfdi da­
vor gewarnt, bei der Masse der 
m ittleren und kleineren Industrie­
betriebe in der Kalkulation nodi 
Reserven für eine Preissenkung 
oder audi nur für das Auffangen 
von Kostensteigerungen zu vermu­
ten. W er die Verhältnisse näher 
kennt, wird ihm recht geben 
müssen.

W ie die Dinge gegenwärtig lie­
gen, kann die Möglichkeit zu Preis­
senkungen in aller Regel nur durdi 
das Herabdrücken von Kosten ge­
wonnen werden. Dafür steht zwei­
fellos der Produktivitätsfortschritt 
zur Verfügung, der insbesondere in 
der Industrie laufend erzielt wird. 
Aber so einfadi, wie man sidi in 
der öffentlid ikeit diese Zusammen­
hänge vorstellt, sind sie nicht. „Pro­
duktivität" ist das Verhältnis des 
Produktionsergebnisses zu den ein­
gesetzten Produktionsmitteln, also 
zur eingesetzten m ensdilidien Ar­

beit, zu den verw endeten Roh- und 
Brennstoffen, zur eingesetzten Ma- 
sdiinenleistung usw. Das von 
unserer amtlichen Statistik nadi 
{auch dort inzwischen als unriditig 
erkanntem) amerikanischem Vor­
gang als „Produktivität" bezeidi- 
nete Produktionsergebnis je  Ar­
beiterstunde ist nur eine von den 
möglidien A rten der Produktivität. 
W enn wir z. B. sehen, daß in den 
M onaten Januar bis August 1955 
die Industrieproduktion mengen­
mäßig um 90 "/o, die Zahl der ge­
leisteten A rbeitsstunden aber nur 
um 37 “/o höher w ar als in den ent­
spredienden M onaten von 1950, so 
ergibt das redinerisdi eine Er­
höhung des Produktionsergebnisses 
je  A rbeiterstunde um 38 “/o. Da aber 
in der gleichen Zeit der V erbraudi 
elektrisdier Energie um 83 “/o zuge­
nommen hat, ist klar, daß diese 
Steigerung des Produktionsergeb­
nisses je  A rbeiterstunde n id it nur, 
ja  n id it einmal in erster Linie auf 
erhöhter Leistung des einzelnen 
Arbeiters, sondern auf der Verwen­
dung von mehr, stärkeren, besseren 
M asdiinen beruht; denn wo mehr 
Strom verb raucht wird, müssen mehr 
Elektromotoren vprhanden sein, 
die mit diesem Strom betrieben 
werden. Das aber bedeutet, daß die 
Produktionssteigerung nur möglich 
w ar mit Hilfe von Investitionen, 
die verzinst und am ortisiert werden 
müssen, also Kosten verursachen, 
und diese Kosten müssen zunädist 
einmal aus dem höheren Produk- 
tionsergebnis gededit werden, ehe 
irgend jem and daran beteiligt wer­
den kann, sei es der Arbeiter, der 
zufällig an diesen M otoren steht, 
in Form von Lohnerhöhungen, sei 
es der V erbraudier in Form von 
Preissenkungen.

N utzbarm achung  
des P rodu ktivitä tsgew in n s

Die Differenz zwisdien dem Er­
lös für die erhöhte Produktion 
und den dabei entstandenen M ehr­
kosten — nennen wir sie der Ein- 
fadiheit halber den „Produktivitäts- 
g e w i n n "  — steht also für eine 
Preissenkung zur Verfügung, wenn 
sie n id it unter dem Druck der Ge­
werkschaften für Lohnerhöhungen 
beansprucht wird. H ier entsteht 
also die Frage, ob man diesen Pro­
duktivitätsgewinn als Lohnsteige­
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rung einer einzelnen sozialen Schicht 
oder als Preissenkung der Allge­
meinheit zugutekommen lassen soll.

Eine Lösung im Sinne der Nutz­
barmachung des Produktivitätsge­
winns für die Allgemeinheit ist 
kürzlich auf einem Teilgebiet von 
der eisenschaffenden Industrie in 
Nbrdrhein - W estfalen vorgeschla­
gen und von der zuständigen In­
dustriegewerkschaft schroff abge­
lehnt worden. Ein Verfahren, wie 
es hier von der Industrie vorge­
schlagen worden ist, hat mit einem 
Lohnstop, dem immer der Geruch 
von Planwirtschaft und autoritärer 
W irtschaftspolitik anhaftet, nichts 
zu tun. Es besteht lediglich darin, 
daß die Gewerkschaften für eine 
bestimmte Zeit f r e i w i l l i g  auf 
Lohnforderungen verzichten und die 
industriellen Unternehmer sidi für 
die gleiche Zeit f r e i w i l l i g  zu 
gleichwertigen Preissenkungen ver­
pflichten. Natürlich bedeutet das 
ein Opfer von beiden Seiten, denn 
keiner der beiden Sozialpartner 
wird während dieser Zeit den ihm 
zukommenden Teil des Produk­
tivitätsgew inns in Anspruch neh­
men; das w äre ein Sieg des Allge­
m eininteresses über den Gruppen­
egoismus.

Es soll nicht verkannt werden, 
daß der Vorschlag auf den ersten 
Blick das größere Opfer vom Ar­
beiter zu fordern scheint. Im Ar­
beiterhaushalt wird unm ittelbar 
kein, m ittelbar nur sehr wenig 
W alzstahl verbraucht. Aber auch 
in den Industriezweigen, die un­
m ittelbar für den Verbrauch pro­
duzieren, liegen die Dinge nicht 
anders; kein Brauereiarbeiter kann 
z. B. so viel Bier trinken, daß eine 
Senkung des Bierpreises in seinem 
Familienbudget dem Gewinn aus 
einer Lohnerhöhung gleichkäme. 
Erst wenn man das System von 
Preissenkungen anstelle von Lohn­
erhöhungen auf die gesamte W irt­
schaft, Produktion und Verteilung,

ausdehnt — und nur dann ist es 
sinnvoll —, führt es auch für die 
Arbeiterschaft in ihrer Gesamtheit 
zu fühlbaren Ersparnissen, zu einer 
echten Kaufkraftsteigerung.

Steuerermäßigung 
im Dienst der Preissenkung

Der Übergang von der bisherigen 
Politik der schrittweisen Lohner­
höhung zu einer Politik von Preis­
senkungen könnte den Sozialpart­
nern durch Steuerermäßigungen er­
leichtert werden, weil bis zum Ein­
spielen des neuen Systems auf der 
ganzen Linie eine echte Kaufkraft­
steigerung durch Verringerung des 
Anteils der öffentlichen Hand am 
Einkommen gewährt würde. Daß 
die Gebietskörperschaften ange­
sichts der trotz der vorjährigen 
Steuersenkung sprunghaft gestiege­
nen Steuereinnahmen dazu in der 
Lage wären, wagen wohl selbst die 
Finanzminister nicht mehr ernst­
haft zu bestreiten. Sie ziehen sich 
jetzt hinter das Argument zurück, 
daß Steuersenkungen zu einer wei-

teren „Überhitzung" der Konjunk­
tur führen würden, weil sie Ver­
brauch und Investitionen fördern. 
Aber was tu t denn die öffentliche 
Hand mit den erhöhten Steuerein­
nahmen? Sie verw endet sie doch 
genau so zu Ausgaben, die auf die 
konjunkturelle Entwicklung von 
Einfluß sind, und zwar in der Regel 
auf dem Gebiet, auf dem tatsächlich 
bereits eine gewisse Übersteige­
rung der Konjunktur mit der bisher 
größten Preiserhöhung eingetreten 
ist: auf dem Baumarkt. Die Frage­
stellung müßte also lauten: ist das 
Geld besser aufgehoben bei der 
öffentlichen Hand, die damit dem 
ohnehin überlasteten Baumarkt zu­
sätzliche A ufträge erteilt, oder bei 
den Steuerzahlern, in deren Hand 
es bei vernünftiger Verständigung 
zwischen den Sozialpartnern zu 
einer Preissenkung auf breiter 
Front verw endet werden könnte? 
Die Antwort darauf kann unter den 
obwaltenden Verhältnissen kaum 
zweifelhaft sein. (K. R.)

„Die Kosten liefen davon"

J ) e r  nationalökonomische Theore­
tiker vermag unschwer den Nach­
weis zu führen, daß Expansionen 
über längere Zeit auch ohne allge­
meinen Preisauftrieb vor sich gehen 
können — vor allem dann, wenn 
er den technischen Fortschritt und 
den natürlichen Zins mit in seine 
Ableitung einbezieht. Alle nicht 
nur rein gewohnheitsmäßig ihrem 
Tagewerk nachgehenden W irt­
schaftssubjekte müssen sich nur 
einen Vorteil von der Ausweitung 
ausrechnen oder wenigstens ver­
sprechen können. Das kann durch 
Kostendegressionen der verschie­
densten Art hervorgerufen und ge­
sichert werden. In Zeiten, in denen 
die politischen Kosten (Steuern, Ge­
bühren, Beiträge und Taxpreise) 
eine große Rolle spielen — für die

deutsche Gegenwart lassen sich Bei­
spiele erbringen, wonach den poli­
tischen Kosten in der Gesamtkalku­
lation sowohl auf der Produktions­
ais auch noch auf der Distributions­
stufe ein größeres Gewicht zu­
kommt als den A rbeitskosten — 
steht es vornehmlich im Belieben 
des Staates, ob und wo er solchen 
Kostendegressionen nachhilft.
„Die Expansion wurde m it preis­

steigernden Mitteln betrieben“
Doch dürfte die Frage in diesem 

Spätjahr beim Theoretiker nicht an 
den rechten Mann gerichtet sein. 
Warum? W ir haben in W est­
deutschland jahrelang die Expan­
sion mit preissteigernden Mitteln 
betrieben, und zwar mindestens in 
folgenden Bereichen: Grundstoffe, 
Bauten, Arbeit und öffentliche Lei­

YEREINSBANK IN HAMBURG
ÄLTESTE H AM B URG ER  GI ROB ANK

Z E N T R A L E :  H A M B U R G H ,  A L T E R  W A L L  2 0 - 3 0 ,  T E L E F O N  3 4 1 0 1 5  
21 F I L I A L E N  U N D  Z W E I G S T E L L E N  I N GR O S S - H AM B Ü R  G , C U X H A V E N  U N D  K I E L
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stungen. Nadigeholfen hat die 
Notenbank, indem sie sehr lange 
an der Devisenablieferungspflidit 
gegen Binnengeld festhielt — selbst 
da, wo zunädist nur Forderungen 
auf Exporterlöse entstanden waren.

So mußte es zu einer Preisverzer­
rung kommen. Man kann sie leider 
nicht exakt messen; denn die Preise 
von 1938, an denen sich alle V er­
gleiche orientieren, ergeben keine 
ideale A usgangslage., Dafür w ar der 
W eg aus der Krise seit 1933 schon 
zu sehr dirigiert worden. Immerhin 
liegen im Preisspiegel trotzdem An­
haltspunkte. Stellt man nun einmal 
die fünf höchsten und die fünf 
niedrigsten Septemberwerte aus 
dem Index der Erzeugerpreise in­
dustrieller Produkte (jeweils er­
gänzt durch die Jahresdurdischnitts- 
preise von 1950 und 1954) gegen­
über, so hat man einen Schlüssel 
zum V erständnis der Gegenwart:

Die diskrepante Entwicklung 
der Industriepreise

(1938=100)

Industrie ­
zweig

Sept.
1955

Jahresdurd is  din itt 
1954 1950

Preishöcäisle W arengruppen:
Grubenholz 
NE-M etalle 

H üttenprod.
Zellstoff 
Eisen u. Stahl 
W eichen

F ieisn iedrigste  W arengruppen:
öhlm ühlen- u.

560 417 237

543 405 364
375 ■■ 346 243
356 342 199
353 339 193

M arg. Ind. 99 109 143
EL. Lampen

u. Röhren 99 10'3 133
El. Strom  an

H aushaltungen 108 108 91
El. N adirid iten-

gerä te 117 118 131
Frauen- u.

M äddienbekleid. 135 133 165

Der Auftrieb, der von den Frei-
sen der Vorprodukte ausgeht, 
mußte eines Tages die Endprodukte 
erreichen, sei es, daß auch deren 
Preise zu klettern  versuchten, sei 
es, daß deren Produktion nachließ. 
Die Preiserwartung der H ersteller 
von gedrückt kalkulierten Endpro­
dukten mußte die Richtung nach 
oben oder aus der Branche heraus 
annehmen.

In dieses Stadium dürfte die 
westdeutsche W irtschaft in diesem 
Jahr gelangt sein, als die A rbeits­
losigkeit den Charakter verlor, 
Schicksal zu sein. Der Preisauftrieb 
wurde dadurch merkbarer, daß vom 
Bausektor her nun auch noch eine 
besondere Spekulation einsetzte. 
Diese arbeitete wirksam mit den

seit dem W estwallbau unvergesse­
nen Aufschlägen und Locklöhnen. 
Der Preisindex für den W ohnungs­
bau zum Beispiel k le tterte vom 
Mai 1954 bis zum Mai 1955 um 20 
Punkte (auf 247, 1936 =  100) bzw. 
um 9 “/o und hat sich bis je tzt noch 
nicht wieder beruhigt. Die überfüll­
ten öffentlichen Kassen ta ten  ein 
übriges.

Die Kosten müssen revidiert werden
Nun geschah etwas, woran sich 

Macchiavelli ergötzt haben würde. 
In der Sphäre der guten Preise lief 
eine Spendenaktion an, mit der ein 
Reklamefeldzug gegen die Erwar­
tungen der Unternehmer mit den 
schlechten Preisen finanziert wurde, 
wobei die politische Hand den 
Spenden einen steuerunschädlichen 
C harakter zusagte. Das mag für 
eine W eile dämpfen. Der Druck 
von den Kosten her bleibt aber und 
wird sich einen neuen Ausweg 
suchen, falls nicht die Kosten rev i­
diert werden.

Kosten wegnehmen könnte vor 
allem die politische Hand — und 
zwar durch die ganze Breite ihrer 
W irksam keit hindurch. Darüber, 
wie und wo sie ansetzen sollte, 
kann man geteilter Meinung sein 
— ob bei den Einkommensteuern, 
den Realsteuern, der Umsatzsteuer, 
den Verbrauchsteuern und Zöllen, 
den Sozialversicherungs- und ande­
ren Beiträgen, den Gebühren, den 
Monopolabgaben, den Preisen für 
die Erzeugnisse und Leistungen der 
Staats- und Gemeindebetriebe oder 
schließlich beim Kohlenexport. 
W enn man vor allem eine Tiefen­
wirkung gegen den Preisauftrieb 
wünscht, dann wäre, unbeküm mert 
um den Vorwurf der Verzettelung, 
an möglichst vielen Stellen anzu­
setzen. W enn man dagegen zu­

nächst ein psychologisch-beispiel­
haftes Vorgehen vorzieht, dann 
kann man an wenigen Stellen ge­
ballt anfangen. Aber die politische 
Hand hätte  schnell handeln müssen, 
s ta tt nur zu diagnostizieren — und 
das Handeln auf die Notenbank 
abzuschieben.

Die Zentralbankpolitik hat Grenzen
Kein Eingeweihter wird daran 

zweifeln, daß die Zentralbank alle 
generellen Preiserwartungen dämp­
fen kann. Verknappt sie die Re­
finanzierung, dann setzt ein Druck 
auf das Preisniveau ein. Aber man 
darf nicht annehmen, daß dieser 
Druck auf die kühnsten Preisspe­
kulationen zudrängen wird. Man 
kann noch nicht einmal erwarten, 
daß er alle Preise gleichermaßen 
drückt. Vielmehr besorgen die 
Menschen, die an den Kreditven­
tilen sitzen, daß sich der Druck die 
schwachen Stellen für das Auftref­
fen sucht. In der westdeutschen 
Situation dieses Herbstes zum Bei­
spiel zählten dazu die Ernährungs­
wirtschaft und die kleineren Unter­
nehm er im Gewerbe, sowie die 
zuletzt für ihre Investitionshilfe 
Entschädigten.

Ist das aber die höchste W eisheit 
der W irtschaftspolitik? ökonom i­
schen Abläufen gegenüber unent­
schlossen und mit der ökonomischen 
Macht verbündet, die Kleinen zu 
opfern? Ich möchte an Edith Eu- 
ckens Vorwort zu den „Grund­
sätzen der W irtschaftspolitik" ihres 
G atten erinnern: „Es w ird von den 
ordnungspolitischen W eichenstel­
lungen abhängen, ob das Gesamt­
system (erg. der W irtschaftspolitik) 
funktionieren kann, oder ob der 
Alltag der ungezählten Einzelnen, 
ihr schwerer Existenzkampf noch 
schwerer gemacht w ird.“ (W. H.)

Gewerksdiaftlidie Konzeption der Preissenkungsaktion

¡ ) ie  Erhaltung einer Konjunktur 
braucht nach Auffassung der Ge­
werkschaften nicht mit einem Preis­
auftrieb verbunden zu sein. Eine 
vorsichtige und zielstrebige Politik 
der Notenbank und die geschickte 
Handhabung der modernen finanz- 
und wirtschaftspolitischen Instru­
mente können mit den Schwierig­
keiten fertig werden und eine Sta­
bilität des Geldes erzwingen. Die

Bank deutscher Länder hat erfreu­
licherweise auch zum Ausdruck ge­
bracht, daß die Sicherung der W äh­
rung für sie oberstes Gebot ist. 
Die Gewerkschaften halten insbe­
sondere im Interesse der A rbeit­
nehmer die Stabilität der W ährung 
für eine dringende Notwendigkeit. 
Steigende Preise belasten vorwie­
gend die Arbeitnehmer, die mit 
ihren Familien rd. 80 “/o der Ver-
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brauchersdiaft darstellen. Sie sind 
den Auswirkungen einer sdüei- 
dienden Geldentwertung am stärk­
sten ausgesetzt, zumal sie in der 
überwiegenden Mehrzahl nidit zu 
den Sadiwertbesitzern gehören.

Unterschiedliche Expansion
N idit alle W irtsdiaftszweige ha­

ben an der K onjunktur gleidimäßig 
teilgenommen. Die Expansion in 
den Grundstoff- und Investitions­
güterindustrien war größer als in 
den Verbraudisgüterindustrien. Die 
daraus resultierenden Spannungen 
haben zu einer Versdilediterung 
des Preisklimas geführt. Besonders 
k ritisd i entw idielten sidi in dieser 
Beziehung die Verhältnisse auf 
dem Bausektor, die zu einem ge- 
fährlidien Störungsfaktor für die 
gesamte Konjunktur werden kön­
nen. Eine Korrektur der Dispropor­
tionalitäten sowie Maßnahmen zur 
Stabilisierung und Senkung des ge­
samten Preisniveaus sind notwen­
dig, um die Gefahren für den Be­
stand der H odikonjunktur zu be­
seitigen. Die Preisauftriebstenden­
zen gehen in den meisten Fällen 
von den Grund- und Baustoffen und 
den Investitionsgütern sowie vom 
A grarsektor aus. Deshalb wäre 
eine Preissenkung für Konsumgüter, 
so w ünsdiensw ert sie ist, kein aus- 
reidiendes Mittel, zumal in den 
Konsumgüterindustrien das Preis­
niveau im allgemeinen stabil ge­
blieben ist. Preissenkungsmaßnah­
men müssen sidi auf alle Wirt- 
sdiaftsbereidie erstredcen, und zwar 
insbesondere auf diejenigen, von 
denen der Preisauftrieb ausgeht.

Reserven fü r  Preissenkungen
Die volle Ausnutzung der Kapa­

zitäten und die verbesserten tedi­
nisdien Verfahren sowie die zu­
nehmende Produktivität müßten 
sid i in sinkenden Preisen äußern. 
In der Kostendegression liegen er- 
heblidie Reserven. Aber im Zeidien 
der H odikonjunktur haben sidi bis­
her nur wenige Betriebe veranlaßt 
gesehen, die eingetretenen Kosten­
senkungen im Preise weiterzuge­
ben. Bei der derzeitigen Wirtsdiafts- 
lage verstärkt sidi darüber hinaus 
die ohnehin volkswirtsdiaftlidi un- 
erw ünsdite Finanzierung der In­
vestitionen über den Preis. Die Un­
sitte, langfristigen Kapitalbedarf 
Übereden Preis zu dedcen, kann
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nid it oft genug abgelehnt werden. 
Die Gewerksdiaften fordern die 
Rüdikehr zu den klassisdien Finan­
zierungsmethoden.

Niemand wird bestreiten, daß 
eine Reihe von Industrien zu er- 
heblidien Preissenkungen in der 
Lage sind. Als Beispiel sei nur auf 
die Automobil- und die M ineralöl­
industrie hingewiesen. Aber audi 
dem Groß- und Einzelhandel dürf­
ten Preissenkungen möglidi sein. 
Der Handel hat aber im Gegenteil 
vielfadi die Preiserhöhungen der 
Vorstufen nodi kumulativ w eiter­
gegeben. N idit zuletzt deshalb sind 
die hohen Handelsspannen wieder­
holt Gegenstand der Diskussion.

Die öffentlidie Hand darf sidi 
selbstverständlidi nidit aussdilie­
ßen. Die Unternehmen der öffent- 
lidien W irtsdiaft, die nach privat- 
wirtsdiaftlichen Grundsätzen ge­
führt werden, müssen ebenfalls alle 
M öglidikeiten für Preissenkungen 
aussdiöpfen. Schließlich haben ge­
rade die Betriebe der öffentlichen 
Hand die Verpflichtung, ein Preis­
regulativ gegen Auftriebstenden­

zen zu sein. Der Bereich der öffent- 
lidien W irtschaft ist so bedeutend, 
daß die in verschiedenen Sektoren 
eingetretenen Spannungen durdi 
koordinierte Maßnahmen hätten 
verm ieden oder zumindest korri­
giert werden können. Statt dessen 
haben z. B. die zusätzlichen In­
vestitionen im Bausektor wie Ver­
waltungsbauten der öffentlichen 
Hand oder die Holzpreispolitik der 
staatlichen Forstw irtsdiaft nodi zur 
Versdiärfung der Lage beigetragen.

W eiter darf nicht übersehen w er­
den, daß ein Kartellgesetz sowohl 
Preissenkungen als auch dem Sdiutz 
des Verbrauchers dienen kann. 
Außerdem braudien wir eine w irk­
same Bestimmung gegen ungeredit- 
fertigte Preiserhöhungen.

Steuer- und zollpolitisdie Maß­
nahm en sind ebenfalls geeignet, auf 
die Preise Einfluß zu nehmen. Zoll­
senkungen und stärkere Einfuhren 
sind das w iditigste Mittel, um die 
Gefahren abzusdiirmen, die der 
Preisentwidilung aus dem über­
triebenen Agrarprotektionismus er­
wachsen. Die stetige Aufwärtsent-
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LEIPZIGER MESSE
MIT TECHN ISCHER M E S S E
Weitere Auskünfte durch

Wicklung der Lebensmittelpreise 
ist eine Folge der übersteigerten 
Schutzmaßnahmen zugunsten der 
Landwirtsdiaft. Auch die Aufhebung 
einer Reihe von Verbrauchsteuern 
und eine Reform der Umsatzsteuer, 
durch die ihre kum ulativen Aus­
w irkungen beseitigt werden, w ür­
den zur Preissenkung beitragen.
Lohnstop kann keine umfassenden 

Preissenkungen bewirken
Die Gewerkschaften würden Preis­

herabsetzungen begrüßen, weil sie 
der beste W eg zur Steigerung der 
Realeinkommen aller A rbeitneh­
mer und auch der Rentner wären. 
Jedoch ist nicht zu erwarten, daß 
einem Lohnstop umfassende Preis­
senkungen folgen. Diese Auffas­
sung wird gestützt durch die wenig 
überzeugenden Erklärungen einzel­
ner Wirtschaftszweige, daß sie zu 
Preissenkungen nicht in der Lage 
sind. Der Anteil der Lohnkosten an 
den Gesamtkosten ist durch die 
fortschreitende Rationalisierung und 
Technisierung laufend gesunken. Es 
gibt Industriezweige, in denen der 
Lohnanteil 10 “/o und weniger be­
trägt. Nach allen bisherigen Erfah­

rungen besteht in einer Hochkon­
junktur keinerlei Gewähr dafür, 
daß Kostensenkungen den Ver­
brauchern tatsächlich zugute kom­
men. Die Gewinnsteigerungen führ­
ten nicht zu Preisherabsetzungen. 
Unternehmer haben sogar oftmals 
Lohnerhöhungen zum Anlaß ge­
nommen, ihre Preise überpropor­
tional zu steigern und hieraus zu­
sätzliche Gewinne zu erzielen.

Die Lohnpolitik kann aber nur 
im Zusammenhang mit der Frage 
des berechtigten Anteils der A r­
beitnehm er am Wachstum der 
wirtschaftlichen Leistung gesehen 
werden. Bin Lohnstop w äre un­
gerechtfertigt, weil die derzeitige 
Lohnquote keine optimale ist. Zu­
dem werden auf dem Ernährungs­
sektor, bei den M ieten und Dienst­
leistungen Preissenkungen als Folge 
eines Lohnstops nicht eintreten. 
Der Etat des Arbeitnehm erhaus­
halts wird aber überwiegend durch 
Ausgaben für diesen starren Be­
darf bestimmt. Er wendet z. B. 
durchschnittlich allein rd. 45 "/o sei­
ner Ausgaben für die Ernährung 
ohne Genußmittel auf.

ln  anderen Ländern ist es für die 
Verbraucher eine Selbstverständ­
lichkeit, auf steigende Preise, ins­
besondere bei den Gütern des täg­
lichen Bedarfs, marktgerecht zu 
reagieren. Der W iderstand der eng­
lischen Hausfrauen gegen über­
höhte Fleischpreise veranlaßte den 
Ernährungsminister sogar zum 
Rücktritt. Die Reaktion der am eri­
kanischen Verbraucher auf die 
plötzlich gestiegenen Kaffeepreise 
ist noch in lebhafter Erinnerung. In 
der Bundesrepublik w ehrte man 
sich als Folge der Zeiten der Ratio­
nierung und des W arenhungers 
in der Nachkriegszeit noch nicht 
nennensw ert gegen Preissteigerun­
gen. In letzter Zeit hat sich hier 
aber ein W andel vollzogen. Die 
Verbraucher sind „erwacht". Das 
bewiesen kürzlich die Berliner 
Hausfrauen, als sie gegen die über­
höhten Fleischpreise in den Käufer­
streik traten, und die Verbraucher 
vor allem in Nordrhein-W estfalen, 
als die Erhöhung des Milchpreises 
gefordert wurde. Die W irtschaft 
wird künftig mit einem m arktge­
rechteren V erhalten der Ver­
braucher rechnen müssen.

Kreditrestriktionen verschärfen 
die D isproportionalität

Eine generelle Kreditverkürzung 
und andere restriktive Maßnahmen 
können die entstandenen Dispro­
portionalitäten in der W irtschaft 
noch verstärken. Die leichte Dis­
konterhöhung der BdL hat die Zins­
senkungstendenz unterbrochen und 
am Kapitalm arkt zu einigen Störun­
gen geführt. Es darf nicht unbeach­
te t bleiben, daß eine Anzahl W irt­
schaftszweige einen legitim en Kre­
ditbedarfhaben, dessen Zurückdrän- 
gung im Fluß befindliche Rationali­
sierungsmaßnahmen stören könnte. 
Eine stärkere Verknappung der 
Kredite würde auch dazu führen, 
daß die erwünschte Finanzierung 
von Investitionen über den Kapi­
talm arkt erschwert wird. Aus die­
sen Erwägungen sind allgemein 
günstige Auswirkungen auf die 
Preise nicht zu erwarten. A nderer­
seits muß die N otwendigkeit aner­
kannt werden, durch p u n k t u ­
e l l e  Maßnahmen einer Überhit­
zung der Konjunktur in bestimm­
ten W irtschaftszweigen, wie z. B.

D ie H a ltu n g  d er K o n su m en ten
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in der Bauwirtsdiaft, entgegenzu­
treten. Die Erwägungen der Noten­
bank sind zu begrüßen, weitere 
kontraktive W irkungen u. a. durch 
Einengung der Refinanzierung her­
beizuführen. Eine abermalige Dis­
konterhöhung mit ihren generellen 
Auswirkungen würde der derzeiti­
gen Situation nicht gerecht.

Gewerkschaftliche Forderungen
Dem Bundeswirtschaftsminister 

wurde von Unternehmerseite er­
klärt, daß er sich selbst durch seine 
Aufforderung an Industrie und 
Handel, die Preise zu senken, nicht 
nad i den Regeln der M arktwirt­
schaft verhalte. Andererseits ist 
aber allgemein bekannt, daß die 
Unternehmer in fast allen Wirt- 
schaftszweigenPreisabsprachen vor­
nehmen. Insofern wendet sich also 
M inister Erhard schon an die rich­
tige Adresse. N ur muß bezweifelt 
werden, ob ein Appell an die wirt­

schaftliche Vernunft dazu führen 
kann, daß die Unternehmer sich 
künftighin tatsächlich den W ettbe­
werbsregeln unterwerfen. In psy­
chologischen Einwirkungen allein 
sehen die Gewerkschaften keinen 
Fortschritt. Sie erw arten konkrete 
Maßnahmen;

Weitergabe der Rationalisierungser­
folge undKostendegressionen an die Ver­
braucher,

Inanspruchnahme des Kapitalmarktes 
zur Durchführung von Investitionen, statt 
Selbstfinanzierung,

Verabschiedung eines wirksamen Kar­
tellgesetzes und Schaffung einer gesetz­
lichen Grundlage gegen Preistreiberei,

Preisbeeinflussungdurch entsprechende 
Steuer- und Finanzpolitik,

Einbruch in den Agrarprotektionismus 
durch Zollpolitik und Liberalisierung,

Punktuelle Maßnahmen der Notenbank 
in solchen Wirtschaflsbereichen, die im 
Zeichen einer überhitzten Konjunktur 
stehen. ' (Hs)

„Vollbesdiäftigung bietet wenig Aussicht auf Preissenkung'

A ls Idealzustand wird allgemein 
eine wachsende vollbeschäftigte 
W irtschaft angesehen, die mög­
lichst wenig un ter Konjunktur­
schwankungen zu leiden hat. In 
der Phase der Hochkonjunktur gibt 
es für die Entwicklung der Preise 
theoretisch drei Möglichkeiten, und 
zwar kann das Preisniveau erstens 
stabil bleiben, zweitens allmählich 
steigen, drittens stetig  fallen. Die 
bisherigen Erfahrungen haben je­
doch gezeigt, daß es in Zeiten der 
Vollbeschäftigung kaum möglich 
ist, die Preise auf breiter Basis 
zu senken. Fast alle großen Perio­
den der kapitalistischen länger­
fristigen Aufwärtsentwicklung stan­
den im Zeichen leicht ansteigender 
oder bestenfalls stabiler Preise.

Ein Konjunkturaufschwung wird 
in der Regel von der Tendenz zu 
Preissteigerungen begleitet. Die 
wachsenden Einkommen, die durch 
die Zunahme der Erzeugung in der 
Investitionsgüter- und Produktions- 
güter-Industrie anfallen, treffen als 
w irksame Nachfrage auf ein kaum 
erhöhtes Verbrauchsgüterangebot, 
da die Verbrauchsgüterindustrie 
mit der Erweiterung ihrer Kapazi­
tä ten  nachhinkt. Folgt der Kon­
junkturaufschwung unm ittelbar auf 
eine Rezession oder Depression,

dann werden die Unternehmer in 
manchen Bereichen als Folge un­
genutzter Kapazitäten gezwungen 
sein, durch Preisherabsetzungen 
eine volle Ausnutzung ihrer Be­
triebe herbeizuführen, so daß das 
Preisniveau insgesamt gesehen 
eine Zeit hindurch zum mindesten 
stabil bleiben kann. In diesem Sta­
dium der K onjunktur werden Preis­
senkungen die Auftriebstendenzen 
weiter verstärken, so daß auch die 
bisher unterbeschäftigten Bereiche 
in die Zone der M engenkonjunk­
tur gelangen. Im weiteren Verlauf 
des Konjunkturaufschwungs, ins­
besondere wenn Engpässe entste­
hen, werden dann Spannungen im 
Preisgefüge auftreten, die eine 
Heraufsetzung der Preise auf m an­
chen Gebieten zur Folge haben. 
Diese Tendenzen verstärken sich 
noch im Stadium der Vollbeschäf­
tigung.

In einer Situation, in der die 
W irtschaft der Sorge um den Ab­
satz enthoben ist, wird dem W ett­
bewerb nicht mehr wie bisher die 
gleiche Aufmerksamkeit geschenkt. 
Hinzu kommen in der Regel 
kostensteigernde Faktoren, die 
ihren Ursprung im Produktions­
bereich haben. Die Kosten­
degression in Auswirkung der

M engenkonjunktur wird teilweise 
oder ganz dadurch aufgezehrt, daß 
die Beschäftigung der Betriebe 
über den optimalen Punkt hinaus 
bis an die Grenze der technischen 
Kapazität zu wachsenden Ab­
schreibungsquoten und steigenden 
Lohnkosten führt. Diese Entwick­
lung hat auch eine Verringerung 
der Möglichkeiten der Selbstfinan­
zierung zur Folge. W enn dann 
noch der Kapitalm arkt nicht voll 
leistungsfähig ist, w irkt auch die 
zunehmende kurzfristige Ver­
schuldung Preissenkungsbestrebun­
gen entgegen.

Die in Zeiten der Vollbeschäfti­
gung festzustellende Tendenz zu 
Preiserhöhungen braucht jedoch 
keine umfassende und einheitliche 
Erscheinung zu sein. Auf einigen 
Teilgebieten kann der Hang zur 
Stabilität, auf anderen sogar die 
Neigung zu Preisherabsetzungen 
vorherrschen. Aber alle diese Be­
wegungen w aren bisher nicht so 
stark, daß sie insgesam t gesehen 
durchzuschlagen vermochten. Da 
jedoch diese Kräfte auf den An­
stieg des allgemeinen Preisniveaus 
hemmend wirken, ist es von großer 
Wichtigkeit, sie zu fördern und zu 
verstärken.

Der Preisauftrieb läßt sich zügeln
Es gibt eine ganze Reihe von 

Maßnahmen, die geeignet sind, die 
Bestrebungen zur Stabilisierung 
und Preissenkung zu unterstützen. 
Dabei wird es stets auf die jew ei­
ligen Verhältnisse ankommen. Ge­
genwärtig käm en unter anderem 
Maßnahmen in Betracht, die in den 
„überhitzten" Bereichen den W ett­
bewerb soweit w ie möglich wie­
der herstellen, wie etwa die voll­
ständige Liberalisierung der Ein­
fuhr, Zollsenkungen und die Auf­
nahme ausländischer Arbeitskräfte. 
Ferner werden jetzt Verbrauch­
steuersenkungen empfohlen, so­
fern sie sich in vollem Umfang in den 
Endpreisen niederschlagen. Auf der 
anderen Seite müßte jedoch die kauf­
kräftige Nachfrage dadurch w irk­
sam verm indert werden, daß — 
unter Umständen durch steuerliche 
A nreize—  möglichst viel gespart 
wird. Denn die Preisentwicklung 
hängt besonders eng mit dem 
Gleichgewicht von Sparen und In­
vestieren zusammen. Bleibt die 
Sparrate hinter der Investitions-
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rate zurück, so entsteht ein infla- 
torisdier Überhang, der zu steigen­
den Preisen führt, und dies um so 
stärker, als in der Hodikonjunk- 
tu r ungenutzte Kapazitätsreserven 
kaum nodi vorhanden sind. Schließ­
lich läßt sich das Gleichgewichts- 
Tiiveau des Volkseinkommens auch 
durch direkte Einwirkungen auf 
die Höhe der Staatsausgaben und 
der Steuern nachhaltig ändern.

Die Höhe des Geldvolumens und 
der übrigen liquiden M ittel beein­
flußt ebenfalls den Umfang der Er­
sparnisse und Investitionen. Die 
durch den Konjunkturauftrieb ver- 
anlaßte Ausweitung des Geld- und 
Kreditvolumens kann die Stabili­
tä t des Preisniveaus gefährden. 
W enn eine günstige K onjunktur­
entwicklung nicht durch Kredit­
restriktionen beeinträchtigt w er­
den soll, darf dieses M ittel in der 
Regel erst dann angewendet w er­
den, wenn ein gewisses Produkti­
onsniveau bereits erreicht ist. Ge­
langen durch die neuen Kapazitä­
ten zusätzliche Gütermengen auf 
den M arkt, ist in den betreffenden 
Bereichen auch mit einem günsti­
gen Preisklima zu rechnen. Im üb­
rigen wird eine — richtig do­
sierte — K reditrestriktion allein 
noch nicht einen Konjunkturum­
schwung herbeiführen, sondern 
lediglich das Tempo der Geld­
schöpfung bremsen und damit das 
wirtschaftliche Wachstum abschwä­
chen. Sie hindert auch nicht die 
durch Ersparnisse finanzierte wei­
tere Expansion und beeinträchtigt 
auch nicht die zur Aufrechterhal­
tung des hohen konjunkturellen 
Niveaus notwendige Geldmenge.

Die W ahl des Zeitpunktes einer 
Kreditverknappung wird dann be­
sonders problematisch, wenn eine 
Volkswirtschaft nur partiell voll- 
beschäftigt ist. In dieser konjunk­
turellen Phase würde eine restrik­
tive Kreditpolitik auch die ge­
schäftliche Entwicklung derjenigen 
Wirtschaftszweige, in denen keine 
konjunkturelle Uberbeanspruchung 
herrscht, nachteilig beeinflussen. 
Aus diesem Grunde wird oft eine 
„gezielte" Kreditpolitik gefordert, 
die sich auf bestimmte Bereiche 
beschränken soll. Dies käme aber 
einer Entfremdung der Aufgaben 
der Notenbank, einer Verlagerung 
ihrer Verantwortung auf die allge­

meine W irtschaftspolitik gleich. 
W enn sich schon währungs- und 
kreditpolitische Maßnahmen, die 
einen Eingriff in den m arktw irt­
schaftlichen Ablauf darstellen, nicht 
vermeiden lassen, so würde eine 
gezielte Kreditpolitik das m arkt­
wirtschaftliche Prinzip noch stärker 
beeinträchtigen. W ie schädlich 
staatliche, zum Teil politisch be­
dingte Eingriffe in den M arktm e­
chanismus sind, zeigen die starken 
Spannungen in dem zur Zeit größ­
ten Engpaß, der Bauindustrie, die 
hauptsächlich durch die Subventio­
nierung des sozialen W ohnungs­
baus ausgelöst worden sind.

Preissenkungen besser als 
Lohnerhöhungen

Es steht außer Frage, daß Preis­
senkungen für die gesamte Volks­
wirtschaft vorteilhafter sind als 
Lohnerhöhungen. Einmal wird hier­
durch die Konkurrenzfähigkeit auf 
den Auslandsmärkten gestärkt und 
ein gleichmäßiges Wachstum der 
Wirtschaft gesichert, zumal Preis­
senkungen auch in den Bereichen, 
die am Konjunkturaufschwung 
noch nicht beteiligt waren, über 
die M engenkonjunktur zur Voll­
beschäftigung führen können. Zum 
anderen kommen Preissenkungen 
allen Konsumenten zugute. Die 
Löhne sind mehr als nur Kosten; 
sie bilden einen Großteil des V er­
brauchereinkommens und wirken 
daher stark auf die Nachfrage. Von 
einer allgemeinen Heraufsetzung 
der Geldlöhne sind recht erheb­
liche Auswirkungen auf die Preise 
zu erwarten. W enn im ganzen ge­
sehen Vollbeschäftigung herrscht, 
dann sind Lohnaufbesserungen 
ohne inflationäre Auswirkungen 
nur soweit möglich, wie die Pro­
duktivität zunimmt, es sei denn, 
der Anteil der Lohnempfänger am 
Sozialprodukt würde auf Kosten 
der übrigen Beteiligten vergrößert.

In einer vollbeschäftigten W irt­
schaft ist es nicht möglich, etwa 
durch einen Lohnstop Preissen­
kungen herbeiführen zu wollen. 
Der Lohnstop als einseitige nicht 
marktkonforme Maßnahme würde 
nur den einen Teil der Sozialpart­
ner hindern, die Verteilung des So­
zialprodukts zu seinen Gunsten zu 
ändern. Ebenso wie für die Ge­
werkschaften bisher nicht allein 
der Produktivitätszuwachs, sondern

auch der Wunsch nach einem größe­
ren Anteil am Sozialprodukt der 
Anlaß war, weitere Lohnforderun­
gen zu stellen, dürften anderer­
seits die Unternehmer bei dem 
durch Vollbeschäftigung und stei­
gende M assenkaufkraft erlahm en­
den W ettbewerb kaum geneigt sein, 
Preissenkungen vorzunehmen. Da 
in der Bundesrepublik Konjunk­
turlöhne unbekannt sind, die Ge­
werkschaften vielm ehr bemüht 
sind, ein einmal erreichtes Lohn­
niveau nicht w ieder absinken zu 
lassen, werden die Unternehmer 
bestrebt sein, in der Vollbeschäfti­
gung Reserven für etwaige Kon- 
junkturrückschläge zu bilden. 
W ollte man dennoch durch diri­
gistische Maßnahmen das Preisni­
veau stabilisieren, so müßte not­
wendigerweise dem Lohnstop ein 
Preisstop gegenüberstehen. Dies 
aber würde eine Ausschaltung des 
Marktmechanismus, wenn nicht 
eine Änderung des gesamten W irt­
schaftssystems bedeuten.

W ieweit tatsächlich in der pri­
vaten und öffentlichen W irtschaft 
Reserven für Preissenkungen be­
stehen, läßt sich nur schwer beur­
teilen, zumal starke Unterschiede 
von Branche zu Branche und von 
Betrieb zu Betrieb bestehen. Die 
aus der Kostendegression und dem 
Produktivitätszuwachs der letzten 
Jahre resultierenden Reserven der 
Betriebe dürften zum großen Teil 
durch Lohnsteigerungen aufgezehrt 
worden sein. Darüber hinaus sind 
besonders in letzter Zeit in m an­
chen Fällen Lohnerhöhungen auf 
die Preise abgewälzt worden. Die­
ser Tendenz wird in den für die 
W ährungs- und W irtschaftspolitik 
verantwortlichen Stellen mit der 
Aufforderung zur Preisdisziplin ent­
gegengetreten, um verstärkte k re­
ditpolitische Maßnahmen zu ver­
meiden, die die konjunkturelle 
Entwicklung empfindlich stören 
würden.

Auch der Konsument wird sich 
seiner Machtstellung immer stärker 
bewußt. Ein Zeichen hierfür sind 
die Käuferstreiks, wenn auch deren 
W irksam keit in starkem Maße da­
von abhängt, inwieweit und wie 
lange der Verbraucher auf die be­
treffende W are verzichten kann 
und wie es um deren Lagerfähig­
keit bestellt ist. Die psychologi-
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sdien Faktoren zur Beeinflussung 
der konjunkturellen Entwicklung 
treten  immer stärker in den Vor­
dergrund.

Maßhalten ist erforderlich
Trotz aller M aßnahmen und Ap­

pelle dürften die Faktoren, die in 
der jetzigen Konjunkturphase auf 
eine Erhöhung des Preisniveaus 
drängen, im ganzen genommen 
stärker sein als die, die auf eine 
Stabilhaltung oder Senkung der 
Preise hinwirken. Dennodi kommt 
den Preissenkungsbestrebungen 
eine große Bedeutung zu, da sie die 
gegenteiligen Tendenzen absdiwä- 
dien und eine sonst nodi fühlbarer 
werdende V ersdilediterung des 
Geldwertes verhindern. Dies wird 
wiederum auf die Kräfte, die Lohn­
erhöhungen fordern, dämpfend wir­
ken; zumindest wird unter sol- 
dien Umständen das Ausmaß der 
geforderten Lohnheraufsetzungen 
geringer sein als in dem Fall, in 
dem nur Preisauftriebstendenzen 
wirksam wären.

Die bisherigen Überlegungen 
führen zu dem Ergebnis, daß Unter­
nehm er und A rbeiter Zusammen­
wirken und gemeinsam eine Preis- 
und Lohnpolitik betreiben müssen, 
die eine m öglidist stabile Wirt­
sdiaft bei hoher Besdiäftigung 
zum Ziele hat. Sollte hierbei die 
Gefahr einer anhaltenden Preis­
steigerung n id it gebannt werden 
können, würde als letzte Waffe 
nur der stärkere Einsatz der Mittel 
der Notenbank verbleiben. (Gl.)

Geisterspuk
W enn wir die letzten fünfzig Jah re der Gesdiidite überblidcen, so muß 

man gutwillig zugeben, daß die „Geister“ überfordert w orden sind. 
W ir haben aus jedem  historisdien Ereignis von einigermaßen Bedeutung 
einen „Geist" gesdiaffen. Erinnern wir uns nur an den „Geist von 1914", 
an den „Geist von Locarno", an den „Geist von M ündien“ — sidier hat 
es audi einen „Geist vom Büdceberg“ gegeben —, an den „Geist von Pots­
dam “, an den „Geist von Straßburg“, um sdiließlidi — wenigstens vor­
läufig — beim „Geist von Genf" zu landen. Die Zitierung dieser „Geister" 
wird temperamentvoll je  nadi dem ideologisdien W unsditraum  mit For­
derungen wie „er möge lebendig bleiben!", „er möge n id it to t sein!“, „er 
möge nie w iederkehren!“ verbunden. So werden diese „Geister“ zu Inkar­
nationen politisdier Träume, die nur allzu leid it die klare Sidit durdi 
einen Schleier trüben; Hoffnungen erwecken, Leidensdiaften sdiüren und 
Enttäusdiungen gebären. W ir sollten diesen Geisterspuk bannen!

Die politisdien Erwägungen sind meist sehr real, und die politisdien 
W ege sind immer nüditern. Die „Geister“ können nur dazu dienen, diesen 
brutalen Realismus zu verbrämen. Idi glaube nidit, daß der viel zitierte 
„Geist von Genf“ sich in seiner Substanz oder seiner A ura in den letzten 
W odien irgendwie verändert hat. Im gegenwärtigen Status könnte die 
von uns so brennend erstrebte W iedervereinigung für den Osten sehr 
wohl als ein politischer V erlust und für den W esten als ein politisdier 
Gewinn interpretiert werden. Und nadi der M äditeverteilung glauben die 
Sowjets keine Veranlassung zu haben, einen Verlust in Kauf zu nehmen. 
Nur das sdieint entsdieidend. Sittlidie und menschlidie Erwägungen, die 
für uns bei dieser Forderung aussdilaggebend sind, treten  vor dieser welt- 
politisdien A lternative zurück. Es gälte die Formel zu finden, V erlust und 
Gewinn auszugleidien. Das europäische Sidierheitssystem  scheint dafür 
nicht auszureidien. Aber die Kompensation muß ja  nicht in Europa liegen.

Es ist von den w estlidien V ertretern die Frage aufgeworfen worden, 
ob die bisherige Verhandlungsführung der Sowjets den Schluß zulasse, 
daß sie der W iedervereinigung überhaupt nur unter e i n e r  Bedingung, 
nämlich der Bolschewisierung ganz Deutschlands, zustimmen würden. Es 
ist für uns gefährlich, diese Formel als Genfer Sdilußergebnis zu prokla­
mieren. Die Sowjets haben diese rhetorische Frage nicht beantw ortet. 
Diese Nichtbeantwortung als stilles Eingeständnis auszulegen, dürfte 
w eder dem politischen Realismus der Sowjets noch ihrer dialektischen 
Interpretation der historischen Situation geredit werden. Selbst wenn die 
Sowjets auch heute nocii ideologisch von der Zwangsläufigkeit der kom­
munistischen W eltherrschaft überzeugt sind, so wissen sie sehr wohl, daß 
eine Ausweitung des kommunistischen Systems nach W esteuropa jeder 
politischen Realität widerspricht. (sk)

Dr. George Ahrahamson, London:

Krise der britischen Konjunkturpolitik

D as Herbstbudget des britischen Schatzkanzlers hat 
eine schlechte Presse gehabt. In der Öffentlich­

keit hat die Ankündigung erhöhter Steuern und redu­
zierter M ietzusdiüsse begreiflicherweise wenig Freude 
erweckt, und im Parlament wurde die W irtschafts­
politik der konservativen Regierung ungewöhnlich 
sciiarfer Kritik unterzogen. Es fehlt audi nicht an Stim­
men, die die jüngsten Sdiwierigkeiten als W iederkehr 
der von 1947 bis 1951 regelmäßig alle zwei Jah re er­
lebten „W ährungskrisen“ deuten. Die parteipolitischen 
Differenzen dürfen aber nicht darüber hinwegtäusdien, 
daß noch immer ein weites Maß von Übereinstimmung 
über Ziel und M ethodik der britischen Konjunktur­
politik besteht. Ihr Ziel ist die höchste bei voller Be­
schäftigung aller verfügbaren Arbeitskräfte erreich­
bare Erzeugung, und wenn der bewußte Verzicht auf 
Produktions- und Arbeitsreserven (zur Zeit gibt es 
zwei unbesetzte Arbeitsplätze für jeden registrierten 
Arbeitslosen) ein hohes Maß von Flexibilität in der

W irtschaftsführung bedingt, so zieht man die daraus 
folgenden Risiken der — in Schatzkanzler Butlers W or­
ten — defaitistisciien, restriktionistischen und deflatio­
nistischen Auffassung vor, daß ein gewisser Spielraum 
zu allen Zeiten wünschenswert sei. Daß Vollbeschäfti­
gung ein gewisses Maß von inflationärem Überdruck 
mit sich bringt, wird als unvermeidlich akzeptiert, ja  
sogar als Mittel zur Überführung von Arbeitskräften 
in wichtigere Wirtschaftszweige genutzt.

Niedrige Valuta-Reserven
Es ist diarakteristiscii für die Besonderheit der briti­
sdien Wirtschaft, daß sich die N otwendigkeit von Kor­
rekturen zuerst in Schwankungen der Gold- und Dollar­
reserven anzeigt. Seitdem Großbritannien im Laufe 
des Krieges von einem Gläubiger- zu einem Schuldner­
land geworden ist, sind diese Reserven völlig unzu­
länglich. Sie dienen bekanntlidi als Valutafonds für 
den gesamten Sterlingraum. Kapitalbewegungen und
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